Ulrich Daldrup

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung Aachen


Position zum Haushalt 2003 der Stadt Aachen

Die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung Aachen lehnt die geplanten Steuererhöhungen in der jetzigen wirtschaftlichen Krise als Gift für die Unternehmen ab.

Ausgangsposition:

Der OB der Stadt Aachen hat einen Haushaltsplan für das Jahr 2003 vorgelegt, der folgende für die Wirtschaft Aachens relevanten Eckpunkte aufweist:

Einnahmen:

680.334.259 EUR

Ausgaben:

756.973.890 EUR

Fehlbedarf:

  76.640.000 EUR (12.984.030 im Jahr 2002)

Die Einnahmen sinken um 2,73%, die Ausgaben steigen um 6,26% gegenüber dem Haushalt 2002.

Die Steuern werden erhöht:

die Grundsteuer B von derzeit 470% auf 500%

die Gewerbesteuer von derzeit 445% auf 470%.

Gewerbesteuereinnahmen:
	2001
	132.126.000 EUR

	2002
	142.196.000 EUR

	2003
	113.400.000 EUR


Haushaltserwartung.

Nach dem Bericht der Kämmerei Aachen wird im Jahr 2005 der Fehlbedarf auf 160.000.000 EUR ansteigen (mehr als die gesamten Personalkosten), trotz der vorgeschlagenen Steuererhöhung und trotz Verkauf GEWOGE. Dagegen nehmen sich eventuelle Mehrerträge aus den Steuererhöhungen geradezu marginal aus.

HSK (Haushaltssicherungskonzept

Nach der Kommunalverfassung muß ein Haushalt ausgeglichen sein. Ist er es nicht, muß ein HSK vorgelegt werden, dass in max. vier Jahren einen ausgeglichenen Haushalt wieder herstellt. Jeder Haushalt ist von der Genehmigungsbehörde (RP) zu genehmigen.

Der Zweijahreshaushalt 2001/2002 war zunächst vom RP genehmigt worden, wegen der im Laufe des Jahres entstandenen Unterdeckung aufgehoben und unter HSK  mit Auflagen gestellt worden, die von der Aachener CDU Fraktion aber nicht akzeptiert worden waren und so für 2002 die Situation eines nicht genehmigten Haushaltes für Aachen gegeben war.

Ein nicht genehmigter Haushalt bedeutet, dass ausschließlich gesetzliche Aufgaben und vertragliche Verpflichtungen finanziell erfüllt werden dürfen. Darüber hinaus bedarf jede Ausgabe der Einzelgenehmigung durch den RP.

In Deutschland hat fast keine Kommune mehr einen ausgeglichenen Haushalt. Ursachen:

· Unkontrollierte und zu hohe und unproduktive Ausgaben in den 90er Jahren, dadurch Anhäufung von Schulden mit entsprechenden Zinslasten

· Immer neue finanzielle Belastungen für die Kommunen ohne hinreichenden Finanzausgleich: wie durch Sozialausgaben, Kindergärten etc

· Verringerung der Überweisungen von Bund und Land an die Kommunen, wie z.B. statt 80% der Gewerbesteuereinnahmen verbleiben nun nur 70% bei den Kommunen, 30% gehen an den Bund

· Politik durch Schlüsselzuweisungen des Landes zum Nachteil der Kommunen

· Kaum steuerpolitischer Freiraum für Kommunen

· Gemeindefinanzierungsgesetz ist völlig überholt

· Abgaben an ostdeutsche Kommunen

Ausblick

Es ist eigentlich egal, ob Aachen für das Jahr 2003 einen genehmigungsfähigen Haushalt vorlegt, wozu der RP zwingend Steuererhöhungen fordert, denn mit größter Wahrscheinlichkeit wird bereits im Herbst 2003 auch dieser Haushalt Makulatur und ein Nachtragshaushalt erstellt werden müssen, mit noch strengeren Auflagen. Dann hat die Stadt Aachen zwar die Steuern erhöht, aber letztendlich nur der Wirtschaft und dem Mittelstand geschadet. Bei den angekündigten Defiziten nutzt es nichts, an der Steuerschraube zu drehen. Es muß eine grundsätzliche Reform der kommunalen Finanzen kommen und die Wirtschaft muß wieder die Chance bekommen, Gewinne erwirtschaften zu können. Es besteht dringender Handlungsbedarf  seitens des Gesetzgebers. Diskutiert worden ist genug! Es muß endlich das allseits Bekannte und Richtige zur Entscheidung gebracht werden.

Inzwischen sterben uns die Betriebe und die Arbeitsplätze stetig, leise aber unwiderruflich weg, auch in Aachen. Die aktuellen Arbeitslosenzahlen müssen doch zur Kenntnis genommen werden.

Die Stadt Aachen als Auftraggeber der mittelständischen Wirtschaft hat sich selbst marginalisiert und hat den Ruf eines sehr schlechten Zahlers bekommen.

Ein weiterer Grund, warum es insbesondere Kommunen schlecht geht ist die Erhöhung der Lohnkosten dank der Einigung mit der Gewerkschaft VER.Di mit über 4 % Erhöhung der Personalbezüge. Allein dies dürfte die Stadt Aachen an zusätzlichen Lohn- und Gehaltskosten  von derzeit ca 160 Mio EUR mindestens 5% mehr kosten, also 8 Mio EUR Pro Jahr. Dies entspricht einem Kündigungspotential von  160 Arbeitsplätzen! 

Es läuft derzeit darauf hinaus, dass die Kommunen ihre laufenden Kosten zunehmend per Kredit finanzieren. Sollte jemals die Situation entstehen, dass die Sparkassen und Banken keinen Kredit mehr gewähren ist Zahlungsunfähigkeit gegeben. Unter solchen finanziellen Belastungen überlebt kein privates Unternehmen. Dies dürfte laut Berechnung der Kämmerei der Stadt Aachen bereits im Jahr 2005 gegeben sein: Dann ist das Defizit im Haushalt der Stadt Aachen, soweit die Vorkalkulationen,  höher als ihre gesamten Personalkosten. D.h., selbst wenn die Stadt Aachen im Jahr 2005 ihr gesamtes Personal entlassen würde, wäre der Haushalt nicht ausgeglichen.

Politische Wertung

1. Die Kommunen sind in der gegenwärtigen gesetzlichen und wirtschaftlichen Lage überhaupt nicht in der Lage, jemals dauerhaft ihre Kosten in den Griff zu bekommen, im Gegenteil;

2. Die Landes SPD hat 1999 zahlreiche Kommunen in NRW an die CDU verloren. Durch eine gezielte Politik der Destabilisierung der kommunalen Selbstverwaltung bringt sich die SPD in NRW für das Wahljahr 2004 ins Gespräch

3. Ein nicht gedeckter Haushalt hat den Charme, dass der RP sehen muß, wo er die Geldmittel besorgt, gesetzliche Ausgaben zu finanzieren (z.B. VER.Di Tariferhöhungen).  Zwar ist die Verantwortung nicht mehr im Rat, dafür ist die Verantwortung für anstehende Zahlungsunfähigkeit an das zuständige Landes- und Bundesparlament, die diese Entwicklung zu verantworten hat, zurückgegeben.

4. Der RP muß nicht bei einem HSK die Angleichung der Gewerbesteuer an den Durchschnittsatz in NRW fordern. Er tut dies dennoch, obwohl es dabei ausschließlich um einen Handlungsrahmen geht, der vom RP in Düsseldorf wesentlich großzügiger ausgelegt wird. Verweigern der rat der Stadt Aachen diese Erhöhung, will der RP den Haushalt nicht genehmigen (obwohl dies von anderen Regierungspräsidenten getan würde). Die Stadt Köln hat beschlossen, sich in diesem Punkt dem RP zu widersetzen und eben keine Steuererhöhungen zu beschließen. 

5. Wir stellen uns schützend vor die kränkelnde Wirtschaft/Mittelstand und werden das uns Mögliche versuchen, diesen vor weiterem Schaden bewahren.

6. Die Staatsquote hat in Deutschland 50% erreicht (1975 betrug sie 32%!). Eine Staatsquote von allenfalls 40% erscheint angemessen. Derzeit erhöht der Staat durch Steigerung der Sozialkosten, Steuern, indirekten und direkten Abgaben die Staatsquote erneut. Ab einer Staatsquote von 75%, die wir bei diesem Tempo im Jahr 2025 erreicht haben werden, ist Deutschland wieder sozialisiert und ein Planwirtschaftsland geworden. Hiergegen muß man sich wehren.

7. Wenn Bundes- und Landes CDU sich vehement gegen Steuererhöhungen sperren, mit allen richtigen Argumenten, kann an der Basis eine Kreispartei nicht hingehen und Steuererhöhungen und damit die Erhöhung der Staatsquote beschließen;

8. Die CDU Fraktion Aachen hat ein Jahr lang eine Steuererhöhung, trotz Druck seitens des RP, abgelehnt. Dafür wurde der Verkauf der GEWOGE durchgesetzt. Es war das öffentliche Bekenntnis der Aachener CDU, dass dank des Verkauf der GEWOGE Aktien keine Steuererhöhung in Aachen kommen würde

9. Eine Erhöhung der Gewerbesteuer würde kein Geld mehr in die städtische Kasse bringen. Hierüber sind sich alle Beteiligten seltsam einig. Trotz dieser Einsicht soll erhöht werden. Die anvisierte Steuererhöhung bekommt so das Geschmäckle eines Deals zwischen Rat und RP: Erhöhen wir die Steuer genehmigst Du den Haushalt. Der damit angerichtete Schaden interessiert nicht.

10. Statt Steuererhöhungen braucht die Wirtschaft dringend den Abbau staatlicher Kosten, insbesondere der Lohnnebenkosten. Auch die Senkung der Steuer ist dringend erforderlich und wäre ein Konjunkturprogramme (in USA wird es so gemacht). In diesem Zusammenhang ist die auch Eigenkapitalbildung bei dieser zu hohen Abgabenquote ein Problem, dramatisch verschärft unter Basel II. und der derzeitigen Situation und Haltung der Banken.

11. Die Wirtschaft wird weiter Arbeitsplätze abbauen müssen und nicht neu einstellen. Dies wird den Kreislauf staatlicher Sozialausgaben weiter ansteigen lassen wird und den wirtschaftlichen Abwärtsstrudel ständig beschleunigen, bis als Grenzwertbetrachtung, eines Tages alle Menschen von staatlicher Fürsorge leben werden.

 gez. Ulrich Daldrup

6. Februar 2003
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